
Tenor

1. Art. 12 Abs. 7 der Richtlinie 97/33/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 30. Juni 1997 über die Zusammen-
schaltung in der Telekommunikation im Hinblick auf die Sicherstel-
lung eines Universaldienstes und der Interoperabilität durch Anwen-
dung der Grundsätze für einen offenen Netzzugang (ONP) in der
durch die Richtlinie 98/61/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 24. September 1998 geänderten Fassung und
Art. 4c der Richtlinie 90/388/EWG der Kommission vom 28.
Juni 1990 über den Wettbewerb auf dem Markt für Telekommuni-
kationsdienste in der durch die Richtlinie 96/19/EG der Kommis-
sion vom 13. März 1996 geänderten Fassung in Verbindung mit
den Erwägungsgründen 5 und 20 der Richtlinie 96/19 sind dahin
auszulegen, dass eine nationale Regulierungsbehörde einen Betreiber
eines mit einem öffentlichen Netz zusammengeschalteten Verbin-
dungsnetzes nicht verpflichten darf, für das Jahr 2003 an den
marktbeherrschenden Betreiber des Teilnehmernetzes einen zu einem
Zusammenschaltungsentgelt hinzukommenden Anschlusskostenbei-
trag zum Ausgleich des Defizits zu leisten, das dem Teilnehmern-
etzbetreiber durch die Bereitstellung des Teilnehmeranschlusses ent-
steht.

2. Art. 4c der Richtlinie 90/388 in der durch die Richtlinie 96/19
geänderten Fassung und Art. 12 Abs. 7 der Richtlinie 97/33 in
der durch die Richtlinie 98/61 geänderten Fassung entfalten
unmittelbare Wirkung, und ein Einzelner kann sich vor einem
nationalen Gericht unmittelbar auf sie berufen, um gegen eine Ent-
scheidung der nationalen Regulierungsbehörde vorzugehen.

(1) ABl. C 140 vom 23.6.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 10. Juli
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Oberlandesgerichts
Frankfurt am Main (Deutschland)) — Emirates Airlines

Direktion für Deutschland/Diether Schenkel

(Rechtssache C-173/07) (1)

(Luftverkehr — Verordnung (EG) Nr. 261/2004 — Entschädi-
gung der Fluggäste im Fall der Annullierung eines Fluges —
Geltungsbereich — Art. 3 Abs. 1 Buchst. a — Begriff „Flug“)

(2008/C 223/21)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Oberlandesgericht Frankfurt am Main

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Emirates Airlines Direktion für Deutschland

Beklagter: Diether Schenkel

Gegenstand

Auslegung des Art. 3 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EG)
Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
11. Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung für Aus-
gleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall der
Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung
von Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/
91 (ABl. L 46, S. 1) — Begriff „Abflug“ — Hin- und Rückflugti-
cket für Flug von einem Mitgliedstaat nach einem Drittstaat —
Annullierung des Rückflugs

Tenor

Art. 3 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Februar 2004 über
eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs und Unterstützungsleistun-
gen für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und bei Annullierung
oder großer Verspätung von Flügen und zur Aufhebung der Verord-
nung (EWG) Nr. 295/91 ist dahin auszulegen, dass er nicht auf den
Fall einer Hin- und Rückreise anwendbar ist, bei der die Fluggäste, die
ursprünglich auf einem Flughafen im Gebiet eines Mitgliedstaats, das
den Bestimmungen des EG-Vertrags unterliegt, einen Flug angetreten
haben, zu diesem Flughafen mit einem Flug ab einem Flughafen in
einem Drittstaat zurückreisen. Der Umstand, dass Hin- und Rückflug
gemeinsam gebucht werden, wirkt sich auf die Auslegung dieser
Bestimmung nicht aus.

(1) ABl. C 155 vom 7.7.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 17. Juli
2008 — Kommission der Europäischen Gemeinschaften/

Königreich Spanien

(Rechtssache C-207/07) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Art. 43 EG und
56 EG — Nationale Rechtsvorschriften, die den Erwerb von
Beteiligungen an Unternehmen, die der Regulierung unterlie-
genden Tätigkeiten im Energiesektor nachgehen, sowie den
Erwerb der für solche Tätigkeiten notwendigen Anlagen von

einer vorherigen Genehmigung abhängig machen)

(2008/C 223/22)

Verfahrenssprache: Spanisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: H. Støvlbæk und R. Vidal Puig)

Beklagter: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigte: N. Díaz
Abad)
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Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verletzung der
Art. 43 EG und 56 EG — Nationale Rechtsvorschriften, die den
Erwerb bestimmter Beteiligungen an Unternehmen, die der
Regulierung unterliegenden Tätigkeiten im Energiesektor nachge-
hen, von der vorherigen Genehmigung durch eine spezielle
Kommission abhängig machen

Tenor

1. Das Königreich Spanien hat dadurch gegen seine Verpflichtungen
aus den Art. 43 EG und 56 EG verstoßen, dass es die Bestimmun-
gen des Abs. 1 Unterabs. 2 der Aufgabe Nr. 14 der Nationalen
Energiekommission, die in der elften Zusatzbestimmung, III 1, des
Gesetzes 34/1998 betreffend Kohlenwasserstoffe (Ley 34/1998,
del sector de hidrocarburos) vom 7. Oktober 1998 in der durch das
Real Decreto-ley 4/2006 vom 24. Februar 2006 geänderten Fas-
sung enthalten sind, mit dem Ziel erlassen hat, den Erwerb
bestimmter Beteiligungen an Unternehmen, die bestimmten der
Regulierung unterliegenden Tätigkeiten im Energiesektor nachgehen,
sowie den Erwerb der für solche Tätigkeiten notwendigen Anlagen
von einer vorherigen Genehmigung durch die Nationale Energie-
kommission abhängig zu machen.

2. Das Königreich Spanien trägt die Kosten.

(1) ABl. C 140 vom 23.6.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 17. Juli
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts
Düsseldorf — Deutschland) — Flughafen Köln/Bonn

GmbH/Hauptzollamt Köln

(Rechtssache C-226/07) (1)

(Richtlinie 2003/96/EG — Gemeinschaftliche Rahmen-
vorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und
elektrischem Strom — Art. 14 Abs. 1 Buchst. a — Steuer-
freiheit von zur Stromerzeugung verwendeten Energieerzeug-
nissen — Besteuerungsmöglichkeit aus umweltpolitischen

Gründen — Unmittelbare Wirkung der Steuerbefreiung)

(2008/C 223/23)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Finanzgericht Düsseldorf

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Flughafen Köln/Bonn GmbH

Beklagter: Hauptzollamt Köln

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Düsseldorf —

Auslegung von Art. 14 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie
2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturie-
rung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteue-
rung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom (ABl.
L 283, S. 51) — Unmittelbare Wirkung — Nationale Regelung,
nach der zur Stromerzeugung verwendetes Gasöl nicht von der
Mineralölsteuer befreit ist

Tenor

Art. 14 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom
27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rah-
menvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektri-
schem Strom entfaltet insoweit unmittelbare Wirkung, als er für bei
der Stromerzeugung verwendete Energieerzeugnisse eine Befreiung von
der nach dieser Richtlinie vorgesehenen Besteuerung vorsieht, so dass
sich ein Einzelner vor den nationalen Gerichten — für einen Zeitraum,
in dem der betreffende Mitgliedstaat diese Richtlinie nicht fristgerecht
in sein innerstaatliches Recht umgesetzt hat — in einem Rechtsstreit
mit den Zollbehörden dieses Staates wie dem des Ausgangsverfahrens
unmittelbar auf diese Bestimmung berufen kann, damit eine mit ihr
unvereinbare nationale Regelung unangewandt bleibt und er mithin die
Erstattung einer unter Verstoß gegen diese Bestimmung erhobenen
Steuer erwirken kann.

(1) ABl. C 155 vom 7.7.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 10. Juli
2008 — Kommission der Europäischen Gemeinschaften/

Portugiesische Republik

(Rechtssache C-307/07) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie
89/48/EWG — Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine
mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen —

Nichtanerkennung der Diplome, die Zugang zum Beruf
des Apothekers für Laboratoriumsmedizin eröffnen —

Nichtumsetzung)

(2008/C 223/24)

Verfahrenssprache: Portugiesisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: H. Støvlbæk und P. Andrade)

Beklagte: Portugiesische Republik (Prozessbevollmächtigter:
L. Fernandes)
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